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deseigenen Besitzes EZ. 269, KG. Andritz, im Ausmat5 
von 2450 m2 und der Begründung eines Baurechtes 
auf diesem Teilgrundstück für die österreichische 
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in den Steiermärkischen Landesforsten zustehenden 
Holzbezugsrechtes durch Übereignung von Grund
stücken im Ausmaß von 6600 m2; 

Regierungsvorlage, Einlaufzahl 196, über die Er
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baugenossenschäft, Gemeinnützige reg. G. m. b. H., 
Graz, Leonhardstraße 76, auf die Dauer von 80 Jah
ren, zwecks Errichtung eines Zubaues zum Landes-
s&ülerheim Fürstenfeld (382), 

Z u w e i s u n g e n : 

Anträge, Einlaufzahlen 186, 187, 188 und 190 der 
Landesregierung (382); 

Regierungsvorlagen zu Einlaufzahl 170, Einlauf
zahlen 192, 193 unaf 197 dem Verkehrs- und volks-

- wirtschaftlichen Ausschuß spwie dem Finanzaus
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. . ' ' Regierungsvorlagen, Einlaufzahlen 189, 194, 195, 
/> 199, 206 Und dieT ßeitegen 1%; 35, 36 und 37 dem Fi-

:.'.: -• nanzausschußj; '.•;• -'-•'*' 
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A n f r a g e n : 
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Krempl und' Koller an Landesrat Sebastian, betref
fend die Schaffung von Internatsplätzen für die Kin
der-Krankenpflegeschule des Landes in Graz (382); 

A-nfrage—des~rAbg«ordneten~L«;itner—an—fcandesrat-
Sebastian, betreffend die Sicherung der Aufnahme 
von Schwerkranken mit Dringlichkeitsbescheinigung 
in die Landeskraftkenhäuser (383); 

Ünterstützungsfrage (383). 
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Karl Lackner, Papst, DDr. Stepantschitz, Gottfried 
Brandl, Kraus und Pölzl, betreffend die Ablösung 
eines Gebäudes der Konsumgenossenschaft Eisenerz 
durch die Städtgemeinde Eisenerz an den Ersten Lan
deshauptmannstellvertreter Matzner (383); 
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Ersten Landeshauptmannstellvertreter Matzrier (383); 

Begründung der Anfrage: Abgeordneter Papst 
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E i n g e l a n g t : 
Schreiben des Bezirksgerichtes Wels vom 10, Okto

ber 1962, betreffend Auslieferung des Abgeordneten 
Josef Stöffler zur Strafverfolgung wegen des Ver
dachtes der Gefährdung der körperlichen Sicher
heit gem. § 431 StG. (Verkehrsunfall), Einlaufzahl 
204 (382). 

Beginn der Sitzung: 10.45 Uhr. 

1. Präsident Biunner: Hoher Landtag! Ich eröffne 
die Herbsttagung und damit die 18. Sitzung des 
Steiermärkischen Ländtages in der laufenden S. Ge~ 
setzgebuhgsperiode und begrüße alle erschienenen 
Damen und Herren auf das herzlichste. 

Entschuldigt sind die Abgeordneten Frau Psonder, 
Frau Lendl, Dr. Kaan, Dr. Rainer und Koller. 

Während dieser Herbsttagung wird der Landtag 
ein umfängreiches Programm zu erledigen haben. 
Schon heute wird eine Reihe von Vorlagen, darun
ter einige sehr wichtige, zugewiesen. In der näch
sten oder übernächsten Sitzung wird der lahd-esvor-
anschiag für 1963 eingebracht werden; Ich richtfe^dat-
her an alle Damen und Herren dieses Höhen. Hau
ses die Bitte, die Verhandlunge.n und Beratungen 
mit der gebotenen Saehlidikett damit 
der Landtag seinen Aufgaben gerecht werden, .kann. 

^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ ^ t a ü 



18. Sitzung des Steierm. Landtages, 

Entsprechend dem Beschlüsse des Steiermärki-
schen Landtages vom 4. Juli dieses Jahres beginnt 
die heutige Sitzung mit einer Fragestunde. Die ein
gelangten Anfragen wurden vervielfältigt und lie
gen Ihnen vor. Sie werden entsprechend der alpha
betischen Reihenfolge der befragten Regierungsmit
glieder zur Beantwortung aufgerufen werden. Eine 
Verlesung der Anfragen ist nach der Geschäftsord
nung nicht vorzunehmen. Ich werde jedoch bei der 
Aufrufung derselben den Gegenstand kurz anführen. 

Wir beginnen nun mit der Fragestunde. Es ist 
10.50 Uhr. 

Anfrage des Abgeordneten DDr. Alois Friedrich H u e -
b er an Herrn Landesrat Josef Gruber: Ist die Novelle 

| zum Blindenbeihilfengesetz, die eine Erhöhung der Bei
hilfen vorsehen soll, im Sinne des Landtagsbeschlusses 
vom 5. Dezember 1961 bereits zur Vorlage an den Steier-
märkischen Landtag vorbereitet? 

Landesrat Gruber: Hohes Haus, meine sehr ver
ehrten Damen und Herren! Herr Abg. Dr. Hueber 
und Herr Abg. Hofbauer von der Sozialistischen 
Partei haben an mich die Anfrage gerichtet, was ich 
im Hinblick auf den Beschluß des Hohen Hauses 
vom 5. Dezember 1961 in bezug auf die Novelle 
zum Blindenbeihilfengesetz zu unternehmen ge
denke. Ich darf dem Hohen Haus und den anfragen-

\ den Abgeordneten hiezu berichten, daß diese Frage 
im Kreise der Landesregierung und in Abstimmung 
mit den Landesregierungen der übrigen Bundeslän
der zum wiederholten Male Gegenstand eingehen
der Aussprachen war und daß über mein Ersuchen 
der Herr Landesfinanzreferent Dr. Schachner-Blazi-
zek nun auch für den Voranschlag 1963 die enfspre-

; chenden Mittel vorgesehen hat, um eine Bedeckung 
=: der Erhöhung der Blindenbeihilfe durchführen zu 

können. Die Landesregierungen aller Bundesländer 
haben sich bei entsprechender Abstimmung darauf 
geeinigt, daß die Erhöhung der Blindenbeihilfe in 
Form der Einführung einer 14. Beihilfe erfolgen soll. 
Es wird der Landesregierung und diesem Hohen 
Hause obliegen, den entsprechenden Ansätzen im 
Landesvoranschlag 1963.bei den Beratungen über 
diesen, Voranschlag dann die Zustimmung zu geben. 

Wir haben derzeit in der Steiermark 470 prak
tisch Blinde und 650 Vollblinde, welche eine Blin
denbeihilfe von 300 S für praktisch Blinde und von 
500 S für Vollblinde beziehen. Die Aufwendungen 
hiefür im heurigen Jahr betragen rund 6 Millionen 
Schilling. Es ist dazu aber auch festzustellen, daß 
wir im Lande Steiermark noch immer zu jenen 
Bundesländern gehören, die im Hinblick auf die Bei
hilfenhöhe an der Spitze liegen. Es gibt in ganz 
Österreich nur ein einziges Bundesland —• und das 
ist das Bundesland Tirol —, das eine höhere Blin
denbeihilfe als das Land Steiermark gewährt. Ich 
glaube damit, Herr Abg. Dr. Hueber und Herr Abg. 
Hofbauer, daß ich Ihre diesbezüglichen Anfragen ent
sprechend beantwortet habe. 

Präsident: Nach der Geschäftsordnung kann eine 
Zusatzfrage gestellt werden, die jedoch mit der Be
antwortung der Hauptfrage in einem unmittelbaren 
Zusammenhang s teht. Bitte, Herr Abg. Dr. Hueber. 
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Abg. DDr. Hueber: Herr Landesrat , Gruber, ich 
stelle an Sie folgende Zusatzanfrage: Halten S ie es, 
Herr Landesrat, nicht für angezeigt, daß in die Re 
gierungsvorlage, die die Novelle zum Blindenbeihil
fengesetz darstellen soll, auch eine Erhöhung der 
Blindenbeihilfe für Vollblinde von monatlich 500 S 
auf monatlich 550 S und für praktisch Blinde von 
monatlich 300 S auf monatlich 350 S vorgenommen 
wird, wie dies vom Lande Tirol im Landesgesetz 
vom 30. Mai 1961 bereits geschehen ist? 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Landesrat 
G r u b e r das Wort . 

Landesrat Gruber: Herr Abg. Hueber, zu dieser 
Zusatzfrage ist vorweg einmal folgendes festzustel
len: Die Frage der Zivilbehinderten und der Bei
hilfen ist berei ts Gegenstand eingehender Beratung. 
Es wird Ihnen nicht unbekannt sein, daß vom Herrn 
Sozialminister Proksch ein entsprechender Gesetz
entwurf ausgearbeitet wurde, daß aber auf Grund 
des Bundes-Verfassungsgesetzes hiefür die Kompe
tenz der Länder gegeben ist und dieser Entwurf nun 
in Form Von Landesgesetzen, ähnlich dem Entwurf 
des Sozialministers, eine Behandlung finden soll. 
Die Sozialreferenten aller Bundesländer haben sich 
nun mit einem solchen Mustergesetzentwurf für die 
Zivilbehinderten beschäftigt. Und es wird Aufgabe 
dieses Gesetzes sein, auch die Frage der Zivilblin
den mit in. dieses Gesetz einzubauen, wobei es auch 
zu einer Regelung von Beihilfen für alle Zivilbe
hinderten kommen soll. Es ist den übrigen Zivilbe
hinderten nicht zumutbar, daß auf die Dauer eine 
Gruppe eine besondere Vorzugsregelung genießt 
und es muß also hier zu einer generellen Regelung 
kommen. In diesem Zusammenhang wird auch die 
Frage einer Erhöhung der Beihilfe neuerlich zu Be
handlung und zu Beratung stehen. Die entspre
chende Beschlußfassung darüber obliegt der Landes
regierung und dem Landtag. 

Anfiage des Abgeordneten Bert Hofbauer an 
Herrn Landesrat Josef Gruber: Was gedenken Sie, Herr 
Landesrat, zur Verbesserung der wirtschaftlichen und 
finanziellen Situation der Zivilblinden zu tun? 

Landesrat Gruber: Herr Präsident, ich glaube, 
nachdem beide Anfragen sinngemäß das gleiche 
enthalten, daß ich mit der Beantwortung an den 
Herrn Abg. Dr. Hueber auch die Anfrage des Herrn 
Abg. Hofbauer beantwortet habe. 

Anfrage des Abgeordneten Gerhard Heidinger an 
Herrn Landeshauptmann Josef Krämer: Sind Sie, Herr 
Landeshauptmann, bereit, den Bürgermeister der Ge
meinde Grafendorf bei Hartberg, Herrn Nationalratsab
geordneten Weidinger, anzuweisen, die Einberufung des 
auf der Liste der Sozialistischen Partei nächstfolgend ge
wählten Ersatzmannes auf den freigewordenen Gemeinde
ratssitz vorzunehmen, damit der seit Jänner d. J. beste
hende gesetzwidrige Zustand in der Gemeinde Grafen
dorf beseitigt und die Vertretung der Wähler in der Ge
meindestube dem Ergebnis der letzten Gemeinderaiswahl 
entsprechend gewährleistet ist? 

Landeshauptmann Krainer: Ich habe dem An
fragesteiler, Herrn Abg. Heidinger, zu sagen, daß 
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zuerst einmal festgestellt werden muß, daß die Be
hauptung unwahr ist, der SPÖ-Gemeinderat von 
Grafehdorf, Friedrich Taucher, habe bereits im Jän
ner 1962 auf sein Gemeiiideratsmandat verzichtet. 
Wahr ist, daß der Genannte erst mit schriftlicher 
Erklärung vom 20. März dieses Jahres auf- sein Ge
meinderätsmandat verzichtet hat. Auf Grund dieser .-
Verzichtserklärung hat der Bürgermeister den näch
sten Ersatzmann, Johann Huber, in den Gemeinde
rat berufen. Dieser hat jedoch mit Schreiben vom 
18. Mai 1962 der Gemeinde Grafendorf mitgeteilt, 
daß er die Berufung ablehne. Die gesetzlich nicht 
begründete Ablehnung hat den Bürgermeister von 
Grafendorf veranlaßt, Rückfragen an die Bezirks-

" Muplrmannschätt^^ 
des Amtes der Landesregierung zu richten. Als fest
gestellt wurde, daß Ablehnungsgründe vorliegen, 
hat der Bürgermeister am 10. Oktober den näch
sten Ersatzmann, Anton Koller, in den Gemeinde
rat berufen und gleichzeitig zur Gemeinderatssit
zung am 15. Oktober einberufen. Bei dieser Sit
zung war Gemeinderat Anton Koller auch anwesend 
und wurde auch angelobt. Bemerken möchte ich 
noch, daß die Anfrage zu einem Zeitpunkt gestellt 
wurde, und zwar am 13. Oktober 1962, als die Be
rufung des Gemeinderates Koller bereits erfolgt ist, 
10. Oktober! 

Präsident: Hat Herr Abg. Heidinger eine allfäl
lige Zusatzfrage? 

Abg. Heidinger: Ich verzichte. 

Anfrage des Abgeordneten Hans B r an dl an Herrn 
Landeshauptmann Josef Krainer: Welche Maßnahmen 
sind bisher auf Grund des über Antrag der Abgeordneten 
Hans Brandl, Oswald Ebner und Franz Scheer zum Lan
desvoranschlag 1961 einstimmig gefaßten Beschlusses des 
Steiermärkischen Landtages, in welchem die Unterstützung 
der Elelttrifizierungsprojekte Gußwerk—Weichselhoden 
und Terz-Fr ein gefordert wurde, getroffen worden? 

Landeshauptmann Josef Krainer: über diese An
frage, die nicht eine sondern zwei Fragen sind, 
könnte man sich auseinandersetzen und sagen, es 
ist nach der Geschäftsordnung überhaupt nur eine 
Frage zu stellen. Ich halte es dem Abg. Brandl zu
gute, daß er nicht Zeit gehabt hat, die Geschäfts
ordnung entsprechend zu studieren. 
1 Im Sateatal haben sich die Interessenten zu einer 
Gemeinschaft zusammengeschlossen mit dem Ziele, 
die Elektrifizierung des Salzatales im Bereiche Guß
werk—-Wildälpen zu erreichen. Das zuständige 
EVU, das zuständige Elektrizitätswerk J. Rohrbachers 
^Söhne, hat die Versorgung Wegen mangelnder Zu-
mutbarkeit nach § 6 des Elektrizitätsgesetzes abge
lehnt Auch die STEWEAG hat nach mehreren Ver
handlungen die Durchführung der Elektrifizierung 
dieses Gebietes abgelehnt, da die Entfernung von 
den nächsten Speisepunkten, von den nächsten gro
ßen Transformatoren, ihres Mittelspannungsnetzes 
von-Mürzzuschläg etwa 40 km entfernt ist und von 
Brück sogar 60 km. Im Sinne des § 6 des Eiiergie-
~gesetzes ist also die Zümutbarkeit der elektrischen 
VersOTgung nicht gegeben und kann nicht verlangt 
worden. Die Stromversorgung des Salzatales etfor-

V deft dfe Errichtung eines 110-kVVSpeisepünktes. Die 
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Errichtung solcher Hochspannunganlagehr erfördert 
Kosten von 20 bis 30 Millionen Schilling. 

Die Erhebungen haben ferner gezeigt, daß es 
technisch gesehen möglich erscheint, die Stromver
sorgung' einerseits von Gußwerk aus bis Weichsel
boden, andererseits von Wildalpen bis Gschöder 

- durchzuführen. Hiefür kämen sowohl das E-Werk 
der Stadtgemeinde Mariazell, das die Versorgung 
bis Weichselboden, als auch die bestehende Elek
trizitätsgenossenschaft Wildalpen, die die Versor
gung bis Gschöder durchzuführen hätte, in Betracht. 
Hindernd für einen solchen Ausbau sind die hohen 
Errichtungskosten der Versorgungsanlagen — etwa 
4 Millionen Schilling. Der Amtssächverständige hat 
dft jährlichen E rha l t unpkö^ 
telt und festgestellt, daß diese durch die erzielba
ren Stromeinnahmen keinesfalls gedeckt werden 
können. Es ergäbe einen jährlichen Abgang von 
120.000 S. 

Nunmehr hat sich die Stadtgemeinde Mariazell 
unter Führung ihres Bürgermeisters für die Ver
sorgung des Salzatales mit elektrischer Energie 
bereit gefunden. Es besteht die Absicht, die am 
Salzafluß nächst Weichselböden bestehende Pres-
cenyklause von den österreichischen Bundesforsten 
käuflich zu erwerben und diese für den Ausbau 
eines Kraftwerkes zu verwenden. Die wasserrecht
liche Verhandlung fand am 8. und 9. Oktober 1962 
statt. Im Rahmen der durchzuführenden Bauarbeiten 
soll die Prescenyklause zu einem festen .Überfalls-
wehr mit dauernder Stauhaltung umgebildet wer
den, wobei die nicht verwertbaren Wassermengen 
über die Krone des festen Wehrrückens abgeführt 
werden sollen. Das Kraftwerk selbst ist am linken 
Ufer der Salzach, etwa 70 bis 80 m abwärts der 
Sperre, vorgesehen. Der Betrieb des Kraftwerkes 
und der beabsichtigte Energietransport über eine 
20-kV-Leitung nach Mariazell soll die Erhaltung 
des 18 km langen 20-kV-Netzes und der Nieder? 
spannungsnetze zur Energieversorgung des Salza
tales ermöglichen. Durch die Erzeugung von Win
terenergie zur Spitzendeckung kann der Energiebe
zug des E-Werlces Mariazell aus dem Verbundnetz 
so eingeschränkt werden, daß der Bau des Kraft
werkes wirtschaftlich möglich ist. Das wasserrecht
liche Verfahren steht jedenfalls vor dem Abschluß. 

Die Versorgung des Salzatales wäre auch dann 
möglich, wenn der Streit Groß-Kastenreith — Stu-
fenprojekt zugunsten der STEWEAG entschieden 
wird, weil dann eine Starkstromleitung von Alten
markt über das Salzatal nach "Mürzzuschläg geführt 
werden könnte. 

Nun zur eigentlich 2. Frage, Restelektrifizierung 
Terz—Frein—Lahnsattel. 

Die -Orte Frein, Oberfrein, Neuwald, Steinälpe, 
Lahnsattel Ort, Lähnsattel Paß, Terz, Salzaleiten 
und Gscheid werden nur mangelhaft Und zum Teil 
gar nicht mit elektrischer Energie versorgt. Die bei
den zuständigen Landesgesellschaften, die steirische 
Wasserkraft- und .Elektrizitätswerke AG,, STE
WEÄG, und die Niederösterreidhische Elektrizitäts
werke AG., NEWAG, haben es immer wieder ab
gelehnt, die in lErage stehenden Gebiete in ihre/ 
Versorgung zu übernehmen,-Die beiden Landesge-
sellschäft/en haben ihre Ablehnung mit Beziehung 
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auf § 6 des Energiegesetzes wegen mangelnder Zu-
mutbarkeit begründet. 

Nach langwierigen Verhandlungen wurde eine 
Vereinbarung dahin getroffen, daß die Firma ELIN 
— und zwar wurden die Verhandlungen von uns 
aus eingeleitet — mit der Ausarbeitung eines Vor
projektes betraut wurde. Das Gesamtprojekt wurde 
dem Amte der Steiermärkischen Landesregierung 
am 11. Dezember 1961 zur Erteilung der energie
wirtschaftlichen Genehmigung, soweit sie das Bun
desland Steiermark betrifft, vorgelegt. Am 28. und 
29. März 1962 fand die örtliche Erhebung und münd
liche Verhandlung statt. Am 14. April 1962 wurde 
der Niederösterreichischen Elektrizitätswerke AG. 
die energierechtliche Genehmigung für die 20-kV-
Leitung Terz—Frein—Oberfrein samt dem Schalt
haus Terz und den dazugehörigen Umspannstatio
nen Oberfrein-Frein mit der Stichleitung Oberfrein 
erteilt. Die übrigen Anlagen wurden nach getroffe
ner Vereinbarung durch das Amt der Niederöster
reichischen Landesregierung energierechtlich ge
nehmigt. Der Vollendung der Anlagen, soweit sie 
im Bundesland Steiermark liegen, wurde eine Frist 
bis zum 31. Dezember gesetzt. 

Beide Bescheide sind bereits in Rechtskraft er
wachsen. Hinsichtlich der Aufbringung der hiefür 
erforderlichen Kosten sind Unterhandlungen zwi
schen den zuständigen Abteilungen, Agrartechnische 
Abtei lungen des Amtes der Niederösterreichischen 
und Steiermärkischen Landesregierung einerseits, 
wie den beteiligten Interessenten andererseits, noch 
im Gange. 

Präsident: Herr Abgeordneter Brandl, haben Sie 
eine Zusatzfrage? 

Abg. Hans Brandl: Hoher Landtag! Gestatten Sie 
mir, daß ich eine Zusatzfrage stelle. Zuerst darf ich 
feststellen, daß auf Grund der Geschäftsordnung es 
Aufgabe des Herrn Präsidenten ist, zu überprüfen, 
ob die Frage den Bedingungen entspricht und nicht 
dem befragten Regierungsmitglied. 

In wei terer Folge, Herr Landeshauptmann . . . 
(Landeshauptmann K r a i n er : „Das ist keine Zu
satzfrage, mache ich Sie aufmerksam, das ist eine 
Polemik. Ich bitte Sie, die Geschäftsordnung doch 
zu studieren. Ich habe die Anfrage beantwortet!") 

Präsident: Herr Abgeordneter Brandl, ich habe 
eingangs erwähnt, daß eine Zusatzfrage ursächlich 
mit der Anfrage in Zusammenhang s tehen muß. 
(Erster Landeshauptmannstellv. M a t z n e r : „Der 
Herr Landeshauptmann hat ja auch mit einer Pole
mik eingeleitet, es steht also eins zu eins, gehen 
wir weiter!") (Landesrat P r i r s c h : „ S o können 
wir hier nicht reden, Herr Landeshauptmannstell
vertreter!") (Erster Landeshauptmannstellvertreter 
Matzner: „Aber ja, weil es wahr ist!") 

Abg. Hans Brandl: Herr Landeshauptmann, ich 
darf an Sie die Frage richten, ob Sie bereit sind, 
sich auch in der Folge dafür einzusetzen, daß die 
Finanzierung des Elektrifizierungsprojektes von 
Terz nach Frein gemeinsam zwischen der Nieder
österreichischen und Steiermärkischen Landesregie
rung durchgeführt wird? Ich stelle diese Frage des

halb, weil maßgebende Beamte sowohl der NEWAG 
als auch der Niederösterreichischen Landesregie
rung in diesem Gebiet erklärt haben, diese Hoch
spannung wird von der NEWAG gebaut, wird von 
Niederösterreich errichtet, und die steirischen Ah-
schlußwerber müssen schauen, daß sie zu ihrem 
Strom kommen, indem sie entsprechende Mittel auf-, 
bringen und nachträglich bezahlen. 

Landeshauptmann Josef Krainer: Die Beantwor
tung der Zusatzfrage ist schon in der Antwort auf 
die Anfrage gegeben: Die Agrartechnische Abtei
lung unseres Amtes verhandelt mit der Agrartech-
nischen Abtei lung des Amtes der Niederösterreichi
schen Landesregierung. Hier müssen die Zuschuß
beträge, die Länder und Bund leisten, ausgehan
delt werden und selbstverständlich ist die Interes
sentenleistung ja auch eine Frage des Abhandeins. 
Wir haben solche Fälle, wie Frein—Terz oder über
haupt exponierte Elektrifizierungen immer bevor
zugt behandelt und mit Zustimmung des Landwirt
schaftsministeriums über das Ausmaß hinaus geför
dert, als das sonst in den übrigen nicht exponierten 
Gegenden der Fall ist. 

Anfrage des Abgeordneten Franz Leitner an Herrn 
Landeshauptmann Josef Krainer: Auf Weisung der Be
zirkshauptmannschaft Weiz wurden im Februar und März 
d. J. bei acht Arbeitern, die in der Alpine Kindberg be
schäftigt sind und in Ratten bzw. St. Kathrein a. H. woh
nen, nur deswegen Erhebungen durch die Gendarmerie 
durchgeführt, weil sie im Herbst 1961 eine Kandidaten
liste der Gewerkschaftlichen Einheit zu den Betriebsrats-
ivahlen im Alpine-Betrieb Kindberg durch ihre Unter
schrift unterstützten. 

Diese Erhebungen wurden von den Betroffenen und 
ihren Familien, aber auch von vielen Arbeitern im Betrieb 
und Bewohnern der angeführten Orte, als Gesinnungs
schnüffelei und politisches Druckmittel empfunden. 

Die Gendarmerie beruft sich einerseits auf die Wei
sung der zuständigen Bezirkshauptmannschaft, anderer
seits auf eine seinerzeitige behördliche Anordnung, wo
nach bei Betriebsratswahlen von allen Kandidaten seit eh 
und je die Personalien aufzunehmen seien. 

Ich richte daher an Sie, Herr Landeshauptmann, als den 
zuständigen Referenten die Anfrage: Sind Sie bereit, dem 
Landtag mitzuteilen, auf Grund welcher behördlicher An
ordnungen diese Erhebungen durchgeführt wurden und die 
Bezirkshauptmannschaften anzuweisen, solche Erhebungen 
künftig zu unterlassen? 

Landeshauptmann Josef Krainer: Ich habe auf 
Grund der Anfrage des Herrn Abg. Leitner festge
stellt, daß der Herr Bezirkshauptmann von Weiz 
keine Weisung erteilt hat, Arbeiter zu perlustrieren, 
weil sie für eine Betriebsratsliste Unterschriften ge
geben haben. Es liegt nicht in meiner Kompetenz, 
andere Sicherheitsstellen zu befragen, ob eine solche 
Weisung ergangen ist. 

Präsident: Eine Zusatzfrage, Herr Abg. Leitner? 

Abg. Leitner: Herr Landeshauptmann, Sie können 
mir also nicht sagen, wer diese Weisung gegeberi 
hat bzw. wie diese Weisung lautet, nach der sich 
das Landesgendarmeriekommahdo hält? 
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Landeshauptmann Josef Krainer: Das Amt oder 
die Behörde, die mir untersteht, also die Bezirks
hauptmannschaft Weiz, konnte mir keine Auskunft 
geben, weil dort ein Vorgang nicht vorliegt, ich bin 
daher nicht imstande, weiteres über den Fall aus
zusagen. 

Anfrage des Abgeordneten Franz S che er an Herrn 
Ersten Landeshauptmannstellvertreter Matzner: Welches 
Ergbnis hat die von Ihnen dem Steiermärkischen Land
tag in der Sitzung am, IL Mai 1962 zugesagte aufsichts
behördliche Überprüfung der aufgezeigten Mißstände beim 
Umbau der Volksschule in der Gemeinde St. Marein i. M. 
gezeitigt? 

Landeshauptmannstellv. Matzner: Als im März 
dieses Jahres eine Beschwerde bei mir einlangte 
wegen angeblicher Mißstände beim 'Schulbau in 
St. Marein, habe ich sofort die Abteilung 7 beauf
tragt, e ine Überprüfung des Vorganges vorzuneh
men und gebeten, man möge auch das Landesbau-
amt einschalten. Das Landesbauamt hat an das Bau
bezirksamt Brück den Auftrag weitergegeben und 
einige Herren haben dort Überprüfungen durchge
führt. Sie sind nicht sehr weit gekommen, weil in
zwischen auch eine Anzeige bei Gericht gemacht 
wurde und das Gericht die Sache natürlich an sich 
ziehen mußte. Es ist nur bei dieser ersten Vorunter
suchung von den Herren in Brück festgestellt wor
den, daß die Türenzahl, d ie ja auch seinerzeit so 
viel Unruhe in der Presse erregt hat — daß 57 Tü
ren angeblich nicht dort sind —, aber diese zwei 
Bfucker Sachverständigen bei unserem Baubezirks
amt haben festgestellt, daß wirklich 57 Türen dort 
sind. (Zwischenruf: Landeshauptmann Krainer: 
„47!") 57! So s tand es in den Zeitungen, also 57. 
Und so würde wenigstens in diesem völlig belang
losen Teil von der Behörde festgestellt, daß Irrtü
mer vorliegen. Leider bin ich nicht in der Lage, Ab
schließendes berichten zu können, weil noch immer 
die gerichtliche Untersuchung läuft. Ich habe ja kei
nen Einfluß darauf und ich werde es mir nicht ge
statten, dem Richer zu sagen, „arbeiten Sie ein biß
chen schneller", das kann man ja nicht machen, weil 
das ja i rgendwie eine Einflußnahme wäre. Ich weiß 
auch nicht, ob der Richter schon alle seine Erhebun
gen hat abschließen können. Das fehlt noch. Auch 
das, was das Landesbauamt bisher" mitgeteilt hat, 
ist nur ein Teilbericht. Ich bitte daher um Geduld, 
bis das Gericht abcreschlossen hat, dann kann end
gültig berichtet werden. 

Präsident: Herr Abg. Scheer, eine Zusatzfrage? 

Abg. Scheer: Herr LandeshauDtmannstellvertreter, 
beabsichticren Sie, d ie Untersuchung der Vorkomm
nisse in St. Marein weiterhin in Ihrem Referatsbe
reich T;U belassen, obwohl von vielen Seiten behaup
tet wird, daß Sie persönliche Beziehungen zur be
troffenen Baufirma hät ten und damit in dieser 
Sache als befangen erscheinen? 

Landeshauptmannstellv. Matzner: Ich habe e r - , 
steiis keine persönlichen Beziehungen zu der Firma. 
Zweitens: Wenn das Landesbauamt mit der Abtei
lung 7r beauftragt ist und wenn das unabhängige 

, Gericht das untersucht, was soll man denn da noch 

tun? Ich habe getan, was jeder anständige Verant
wortliche tun konnte. Ich bitte nochmals um Ge
duld, bis die Untersuchungen abgeschlossen sind. 

Anfrage des Abgeordneten; Dr. Anton Stephan an 
Herrn' Landesrat Prirsch: Welche Beträge wurden aus der 
Kleinlandwirtehilfe (Post 731,708 des Landesvoranschla
ges) im. Jahre 1961 in den einzelnen politischen Bezirken 
des Landes bezirksweise zusammengefaßt zur Auszahlung 
gebracht? 

Landesrat Prirsch: Zu der gegenständlichen An
frage darf ich folgendes berichten: In der Bezirks
hauptmannschaft Brück a. d. M. wurden 4 Anträge 
mit e inem Betrag von 16.000^ S-im-Jahre- -1964—be
willigt, in Deutschlandsberg 83 Anträge mit 
325.000 S, Feldbach 331 Anträge mit 1,495,000 S, 
Fürstenfeld 121 Fälle mit 560.000 S, Graz-Umgebung 
40 Fälle mit 192.500 S, Hartberg. 57 Fälle mit 
295.000 S, Leibnitz 136 Fälle mit 433.300 S, Liezen 
18 Fälle mit 61.000 S, Leoben 6 Fälle mit 21.000 S, 
Murau 11 Fälle mit 40.700 S, Radkersburg 119 Fälle 
mit 382.000 S, Voitsberg 13 Fälle mit 39.500 S, We i z ' 
129 Fälle mit 591.100 S, Knittelfeld 6 Fälle mit 
22.000 S, Judenburg 6 Fälle mit 24.000 S. Insgesamt 
1080 Fälle mit 4,499.800 S. 

Ich darf dazu berichten, daß die Kleinlandwirte
hilfe vor allem für jene Gebiete gedacht ist, die 
nicht in den Bergbauerngebieten und Bergbauern-
gemeinden liegen. Wir haben in den letzten Jahren 
auch für die Kleinlandwirte Mittel aus der Grenz
landhilfe vergeben. Es sind aus Besitzfestigungs
und Grenzlandmitteln im Jahre 1961 6,438.000 S 
gegeben worden, so daß sich also bei Einbeziehung 
dieser Mittel keine Disparität unter den Landes
teilen ergibt. 

Präsident: Eine eventuelle Zusatzfrage? Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abg. Dr. Stephan: Herr Landesrat, scheint Ihnen 
die Summe für den Grenzbezirk Leibnitz im Verhält
nis zu den übrigen Bezirken, wie beispielsweise 
Feldbach oder Fürstenfeld, nicht e twas zu gering? 

Landesrat Prirsch: Herr Vizepräsident, es mag 
sein, daß manche Bezirke weniger als Feldbach be
kommen. Auf Grund seiner Besitz-Struktur, über 
10.000 Betriebseinheiten, wovon weit über die 
Hälfte — 70% — unter 10 ha liegt, bekam Feldbach 
mehr; aber es l iegt auch an der Zahl der Ansuchen. 
Wir machen die Bemerkung, daß jene Bezirke, die 
in den ersten Jahren der Kleinlandwirf ehilfe we
niger Ansuchen der Landesregierung vorgelegt ha
ben, jetzt auch in zunehmendem Ausmaß mehr vor
legen. Und deshalb — ich bedauere das außeror
dentlich — sinkt die Beihilfe auf 3000, 4000 bis 
5000 S im allgemeinen herab. 

Ich darf also noch einmal sagen, daß kein Be
zirk, auch Leibnitz nicht, von Amts wegen schlech
ter behandelt wird. Wir hal ten uns nur nach den 
vorliegenden Ansuchen. Leibnitz bekommt übrigens, 
da es auch Grenzbezirk ist, Mittel aus der Grenz
landhilfe, 

Anfrage des Abgeordneten Johann F elling er an 
Herrn Landeshauptmannstellvertreter Dipl: Ing: Tobias 
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Udier: Bis tvann ist mit der bereits seit 1945 wiederholt 
verlangten Vorlage des Entwurfes einer neuen, zeitgemä
ßen Bauordnung für die steirischen Gemeinden mit Aus
nahme der Landeshauptstadt Graz an den Steiermärki-
sehen Landtag zu rechnen? 

Landeshauptmannstellv. Dipl. Ing. Tobias Udier: 
Wegen der Fertigstellung der Bauordnung muß ich 
Sie hier mit einer e twas längeren chronologischen 
Geschichte vertraut machen, weil uns sonst die Zu
sammenhänge fehlen würden. 

Die Bauordnung für das Land Steiermark stammt 
aus dem Jahre 1857 und wurde mehrfach in einzel
nen Bestimmungen novelliert. 

Der erste Schritt zu einer grundlegenden Neu
fassung der Bauordnung geht auf das Jahr 1921 zu
rück. Zu einer Neuregelung kam es in der Folge 
noch nicht. Erst nach 1945 wurde ein neuer Entwurf 
ausgearbeitet, der im Juli 1953 den in Betracht kom
menden Ämtern und Institutionen zur Stellung
nahme übermittelt wurde. Die eingelangten Äuße
rungen wurden eingehend geprüft und, soweit es 
zweckmäßig erschien, verwertet . Der Entwurf wurde 
zweimal überarbeitet und sodann als Entwurf vom 
Jänner 1956 den beteiligten Stellen wieder über
mittelt. Die eingelangten Stellungnahmen wurden 
überprüft. Der Entwurf wurde im April 1958 dem 
Bundeskanzleramt zur verfassungsmäßigen und dem 
Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau 
zur ressortmäßigen Überprüfung zugeleitet. 

Das Bundesministerium für Handel und Wieder
aufbau hat sodann im Februar 1959 die Bedenken 
des Bundeskanzleramtes und der übrigen Ministe
rien gegen den Entwurf bekanntgegeben. Die ge
äußerten Bedenken machen eine vollkommene Neu
bearbeitung des Entwurfes sowohl in rechtlicher als 
auch in technischer Beziehung notwendig. 

Der erste Teil des Bauordnungsentwurfes enthält 
auch Bestimmungen über die Raumordnung, die 
Flächennutzungspläne und die Bebauungspläne. 

Der Landtag hat im Dezember 1957 aus Anlaß der 
Behebung des Flächennutzungsplanes der Stadt 
Brück durch den Verfassungsgerichtshof die Lan
desregierung aufgefordert, dem Landtag ehestbal
dig den Entwurf eines neuen Gesetzes vorzulegen. 
Es wurden daher die im Bauordnungsentwurf ent
haltenen Bestimmungen über diese Gesetzesmaterie 
herausgelöst und ein eigener Gesetzesentwurf über 
die Flächennutzungspläne und die Bebauungspläne 
erstellt. Der Entwurf wurde 1958 als Regierungsvor
lage in den Steiermärkischen Landtag zur Beschluß
fassung eingebracht. In der Sitzung vom 24. "Novem
ber 1959 hat der Gemeinde- und Verfassungsaus
schuß beschlossen, den Entwurf zur Findung neuer 
Formulierungen an die Rechtabteilung zurückzulei
ten. Der nunmehr verfaßte zweite Entwurf wurde 
dem Anhörungsverfahren unterzogen. Auf Grund 
dieser Stellungnahmen erfolgte e ine grundlegende 
Umarbeitung zu einem dritten Entwurf, der nun
mehr als Entwurf eines steirischen Raumordnungs
gesetzes und eines Gesetzes über die Flächennut
zungspläne und die Bebauungspläne dem Anhö
rungsverfahren zugeführt wird. 

Vielleicht darf ich noch hinzusagen, daß für die 
übrigen Teile der Bauordnung in der Zwischenzeit 
eine Musterbauordnung von der Forschungsgesell-

schaft für den Wohnungsbau ausgeführt wurde, die 
derzeit in allen Bauämtern der Landesregierungen 
bearbeitet wird, weil man versuchen will, zumin
dest die technischen Belange möglichst in allen Bun
desländern einheitlich zu formulieren, damit nicht, 
speziell an den Grenzen unserer Bundesländer, der 
eine auf der steirischen Seite e twas anderes vorge
schrieben bekommt, als womöglich für die zweite 
Hälfte des Hauses auf der niederösterreichischen 
Seite oder in einem anderen Land. 

Präsident: Herr Abgeordneter Fellinger, eine 
eventuelle Zusatzfrage? 

Abg. Johann Fellinger: Keine Zusatzfrage. 

Anfrage des Abgeordneten Hans Bammer an Herrn 
Landeshauptmannstellvertreter Dipl. Ing Tobias Udier: 
Sind Sie, Herr Landeshauptmann, bereit, dafür Sorge zu 
tragen, daß für die Vergebung von Hochbauten und Stra
ßenbauten durch die öffentliche Hand in Hinkunft ein 
Terminplan erstellt wird, um zu gewährleisten, daß eine 
gleichmäßige Verteilung dieser Arbeiten auf das ganze 
Jahr und damit eine Dämpfung der überhitzten Konjunk
tur auf dem Bausektor in den Sommermonaten und eine 
Belebung der Bautätigkeit in den Wintermonaten erfolgt? 

Landeshauptmannstellv. Dipl. Ing. Tobias Udier: 
Die Anfrage beinhaltet die Möglichkeit der Er

stellung eines Terminplanes, um eine zweckmäßige 
Verteilung der Bauarbeiten zu erwirken. Ich darf 
Ihnen hiezu folgendes über unsere Ausschreibungen 
bekanntgeben: 

Für die L a n d e s s t r a ß e n wurden ausge
schrieben im heurigen Jahr im Mai eine Baustelle, 
im Juni 2, im Juli 1, im August 3; 

B u n d e s s t r a ß e n : im Jänner 1, im Mai 5, im 
Juni 5, im Juli 5, im August 3, im September 4-, 
3 sind noch ausständig, die kommen noch; 

L a n d e s - B r ü c k e n : im Februar 2, im März 2, 
im April 2, im Mai 2, im Juli 2, im August 1; 

B u n d e s - B r ü c k e n : im Mai 2, im Juli 1, im 
August 1; 

L a n d e s - H o c h b a u wurde ausgeschrieben: 
im Februar 1, im März 2, im April 2, im Mai 1, im 
August 1, im September 1; 
B u n d e s - H o c h b a u : im Jänner 1, im April 1, 

im Mai 2, im Juni 3, im September 2. 
Die Summe: im Jänner 2, im Februar 2, im März 4, 

im April 5, im Mai 13, im Juni 10, im Juli 9, im 
August 9, im September 7. 

Daraus ist ersichtlich, daß das Amt die Anbote 
sehr wohl verteilt und daß ein eigener Terminplan 
überflüssig erscheint. 

Straßenbauten lassen sich außerdem hauptsächlich 
nur im Sommer durchführen, sind aber durch ihre 
mehrjährige Dauer auch als Winterarbeiten — so
fern das Wet ter entsprechend ist — anzusehen. 

Im Hochbau macht das durch das Amt bearbeitete 
Bauvolumen nur höchstens ca. 8 bis 10% des Bau
volumens in der Steiermark aus und scheint somit 
von hier eine Beeinflussung des Arbeitsmarktes als 
sehr gering. 

Präsident: Herr Abgeordneter Bammer, eine Zu
satzfrage? 
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Abg. Bammer: Herr Landeshauptmann, ist Ihnen 
bekannt, daß die Arbeitslosenrate im Land Salzburg 
durch die Einführung eines Terminplanes sehr we
sentlich gesenkt werden konnte? 

Landeshauptmannstellv. Dipl. Ing. Tobias Udier: 
Es ist mir die Tatsache nicht bekannt; ich habe sie 
offiziell noch von keiner Seite bekommen, .aber ich 
habe das Gefühl, daß die Arbeitslosenräte in der 
Steiermark auf dem Sektor des Bauwesens in kei
ner Weise so bestürzend ist, daß hier die Frage 
des Terminplanes das Entscheidende sein könnte. 

Ich glaube, zur Erstellung des Terminplanes wür
den nur neue Kräfte notwendig sein, um das ver
waltungsmäßig zu bewältigen, während die Arbeits
kräfte als solche nicht erstellt werden können. 

Es ist nicht unbekannt, ich muß Ihnen das leider 
zur Kenntnis bringen, daß die Bauarbeiter selbst bei 
ihren Firmen vorzeitig im Herbst schon um die 
rechtzeitige Freistellung, um nicht zu sagen Arbeits
losenstellung, ansuchen. 

Anfrage der Frau Abgeordneten Edda E g g er an 
Herrn Landeshauptmannstellvertreter Dipl.. Ing. Tobias 
Udier: An bestimmten Stellen des Bundes- und Landes-
straüwutetzes in der Steiermark ereignen sich immer wie
der schwere. Unfälle. Es kann angenommen werden,, daß 
durch entsprechende Vorkehrungen solche Unfälle hintan
gehalten werden können. 

Ist der Herr .Landeshauptmannstellvertreter Dipl. Ing. 
Udier der Auffassung, daß es möglich ist, durch bauliche 
Maßnahmen an den betreffenden Stellen des Bundes- und 
Landesstraßennetzes die Zahl der Unfälle zu vermindern? 

Landeshauptmannstellv. Dipl. Ing. Tobias Udier: 
Ich darf zur Anfrage berichten, daß für die Bundes
straßen die Gesellschaft für Straßenwesen in Ver
bindung mit dem Kuratorium für Verkehrssicherheit 
jeweils im Herbst für das vorhergehende Jahr die 
Unfallstellen mit mehr als 10 Unfällen bekanntgibt. 
Darnach werden dann die notwendigen Maßnahmen 
geprüft und in die Wege geleitet. 

Dadurch konnte die Anzahl der Unfallstellen auch 
bei unseren Bundesstraßen im Land Steiermark 
doch schon beachtlich herabgesetzt werden: 

Von im Jahre 1958 32 solcher Unfallstellen auf 
27 im Jahre 1959 und 21 im Jahre 1960. 

Von diesen 21 sind 11 in die derzeit laufenden 
Baumaßnahmen zur Behebung einbezogen, so daß 
wir auf dem Sektor der Bundesstraßen diese Ge
fahrenstellen weitgehend vermindern können. -

Für die Landesstraßen fehlen bisher konkrete 
statistische Angaben. Bezüglich der Erfassung ist das 
Amt selbst mit der Gendarmerie im. Einvernehmen 
und sucht die Dinge klarzustellen, wobei allerdings 
die Behebungsmaßnahmen hier wesentlich schwie
riger liegen, -weil die erforderlichen Geldmittel 
nicht ausreichend vorhanden sind. 

Präsident: Eine Zusatzfrage, Frau Abgeordnete 
Egger? 

: Abg. :Egger: Danke. 

Anfrage des Abgeordneten Franz II e s chitz an 
Herrn Bundesrat Franz Wegart: Welche Maßnahme ge
denkt die Preisbehörde im Hinblick auf den Umstand zu 

ergreifen bzw. vorzuschlagen, daß in der letzten Zeit wohl 
die Produzentenpreise für Lebendvieh, Obst und Gemüse 
gesunken, die Konsumentenpreise für Fleisch, Obst und 
Gemüse aber beträchtlich gestiegen sind? 

Landesrat Wegart: Zunächst ist festzustellen, daß 
die Obst- und Gemüsepreise nicht der amtlichen 
Preisregelung unterliegen. Nach dem Preistreiberei
gesetz könnte in einem vorl iegenden Fall, soweit 
die Verwaltungsbehörde mit betroffen ist, eine 
Preistreiberei nur dann verfolgt werden, wenn der 
ortsübliche Preis für diese Wären erheblich über
schritten ist. Da jedoch die Preisüberwachung den 
Bezirksbehörden obliegt, sind für die Verfolgung 
dieser Preisverstöße die Bezirkshauptmannschaften 
bzw. im Amtsbereich von Polizeidirektionen diese 
zuständig. Die Preisbehörde beim Amt der Landes
regierung kann in derartigen Fällen überhaupt erst 
als zweite Instanz, als Berufungsinstanz bei Beru
fungen gegen erstinstanzliche Entscheidungen, 
Straferkenntnisse bzw. Strafverfügungen, tätig wer
den. Die bei der Landespreisbehörde einlangenden 
Anzeigen werden in jedem Fall der ersten Instanz 
zur Behandlung zugewiesen. Die Tätigkeit der Preis
behörde in der 2. Instanz ist nun einmal von der 
Gesetzeslage abhängig. 

Ich möchte aber eine Feststellung, Herr Abg. Ile-
schitz, insofern korrigieren und das ist die Ent
wicklung der in Frage s tehenden Produzenten
preise. Die schlechte Wit terung des heurigen Jahres 
hat den Anbau und die Ernte der inländischen 
Agrarprodukte ungünstig beeinflußt. Die Obst- und 
Gemüseernte des heurigen Jahres war alles andere 
als zufriedenstellend. Die Produzentenpreise für 
Obst und Gemüse waren mit einigen Ausnahmen 
über dem entsprechenden Niveau des Vorjahres 
bzw. über dem Niveau des Regenjahres 1960. Die 
verzögerte Reife und das Minderangebot bewirk
ten bei vielen Obst- und Gemüsesorten eine Erhö
hung der entsprechenden Produzentenpreise. Die 
Marktverbill igung durch Obst- und Gemüseimporte 
trat heuer nicht in dem erwünschten Ausmaße ein, 
da auch die Importe teurer waren als in den Vor
jahren. 

Ich darf zur Bekräftigung dieser Tatsache Ihnen, 
Herr Abg. Ileschitz, dann zur Einsicht auch drei 
Blätter überreichen, die die Preisbehörde angefer
tigt hat, aus denen Sie diese Angaben dann noch 
zusätzlich amtlich bestätigt erhalten. 

Ich möchte aber gleichzeitig noch mitteilen, daß 
auf Grund der Berichte der Bezirksverwaltungsbe
hörden dem Bundesministerium für Inneres lau
fend — monatlich einmal — über wesentliche Preis
veränderungen auf defri Preissektor berichtet wird. 
In diesem Zusammenhang wird dem Bundesministe
rium für Inneres auch über die Entwicklung der 
Vieh- und Fleischpreise in der Steiermark berich
tet. Für generelle Preiserhöhungen ist die Paritäti
sche Kommission und für Preis- und Lohnfragen 
das Bundesministerium für Inneres als oberste 
Preisbehörde zuständig. 
' . • • ' i 

Präsident: Eine Zusatzfrage, Herr Abg. Ileschitz? 

Abg. Ileschitz: Herr Landesrat, ich frage an, ob 
nicht im Interesse der Konsumenten die Möglich
keit besteht, b e i überhöhten Spannen den Konsu-
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mentenver t re tern die Möglichkeit zu geben, zu den 
Sitzungen der Landespreisbehörde Vertreter zu ent
senden und diese also dort teilnehmen zu lassen? 
Unter Konsumentenvertreter meine ich Arbeiter
kammer Und Gewerkschaft. 

Landesrat Wegart: Sitzungen der Landespreisbe
hörde gibt es nicht. Sie hat keine solchen Aus
schüsse und das wäre auch ungesetzlich. Es wurden 
vor zwei J ahren einmal solche Besprechungen durch
gezogen, die letzte hat, glaube ich, vor einem Jahr 
stattgefunden. Wei tere Wünsche dieser Art wurden 
bisher an mich nicht herangetragen. Sollten solche 
Wünsche herangetragen werden, so steht dem nichts 
im Wege. Sofern — das muß ich ausdrücklich er
klären — nach der Gesetzeslage solche Gespräche 
stattfinden können, bin ich dazu gerne bereit. (Bei
fall.) 

Anfrage des Abgeordneten Ing. Hans Koch an Herrn 
Landesrat Franz Wegart: Wie steht es mit dem weiteren 
Ausbau unserer steirischen Landesberufsschulen? 

Landesrat Wegart: In der Steiermark gibt es der
zeit 6 Landesberufsschulen, und zwar in Bad Glei
chenberg, Mureck, Feldbach, Eibiswald, Murau und 
für einzelne Berufsausbildungen die Berufsschule 6 
in Graz. Eine Landesberufsschule wird derzeit in 
Arnfels gebaut und geht, so hoffe ich, in Kürze 
ihrer Vollendung entgegen. Im Schuljahr 1962/63 
sind immerhin 23.500 Berufsschüler da, wovon 
8040, also ein Drittel der steirischen Lehrlinge, in 
den 6 steirischen Landesberufsschulen derzeit unter
richtet werden. Das Land selbst hat für den Bau 
dieser Berufsschulen von 1953 bis 1962, also in den 
letzten 10 Jahren, eine immerhin bedeutende 
Summe von rund 42 Millionen Schilling den einzel
nen Gemeinden als Förderungsbeiträge überwiesen. 
Für die endgültige Fertigstellung dieser Bauten in 
den 6 schon in Betrieb befindlichen Landesberufs
schulen werden wir unter Zugrundelegung des der
zeitigen Baukostenindexes noch etwa 25 Millionen 
Schilling benötigen. Im Landesvoranschlag 1962 
scheinen für Landesberufsschulen 7'5 Millionen 
Schilling als bedeckt auf und wird für 1963 mit 
e inem ähnlich großen Betrag zu rechnen sein. Ich 
sehe das kritische Auge des Herrn Finanzreferen-
ten und das Nicken. {Landesrat DDr. S c h a c h n e r -
B 1 a z i z e k : „Warum kritisch? Ich freue mich 
selbst.") Das bedeutet , daß bis zur Vollendung der 
derzeit in Angriff genommenen Bauten noch unge
fähr 3 bis 4 Jahre zu rechnen sein werden, bis die 
6 Landesberufsschulen und die in Arnfels endgül
tig fertiggestellt sind, so daß wir sagen können, sie 
sind vollkommen-betriebsfähig. 

Präsident: Herr Abg. Koch, eine Zusatzfrage? 

Abg. Ing. Koch: Wi r danken dem Herrn Landesrat, 
nur ist die Situation so, daß wir derzeit kaum ein 
Drittel der Lehrlinge in den Landesberufsschulen 
untergebracht haben. Und dazu haben wir praktisch 
10 Jahre gebraucht und wenn wir jetzt die weiteren 
zwei Drittel . . . (Abg. W u r m : „Das ist keine Zu
satzfrage!) (Abg. DDr. H u e b e r : „Sind das Dank* 
reden oder Zusatzfragen?") Weder das eine noch 
das ;andere . Ich muß die Zusatzfrage doch begrün

den. (Abg. W u r m : „Ist nicht vorgesehen!") Die 
Zusatzfrage lautet also: Wie gedenkt man die wei
teren zwei Drittel der steirischen Lehrlinge einzu
schulen, nachdem wir jetzt 10 Jahre gebraucht ha
ben, um das erste Drittel zu versorgen? Nach den 
derzeitigen Zahlen, die der Herr Landesrat hier ge
liefert hat, würden wir ja noch 25 Jahre brauchen, 
um dieses brennende Problem lösen zu können. Da
her die Zusatzfrage, Herr Landesrat; wie gedenkt 
man die Finanzierung für dieses dringende Problem 
zu lösen? 

Landesrat Wegart: Da gibt es nur e inen Satz: 
Mehr Geld. Einerseits aus dem Budget und zwei
tens — das ist eine Überlegung, die auch einmal 
angestellt werden muß —, ob wir nicht mit Rück
sicht auf die Bedeutung des Berufsschulwesens auch 
einmal den Anleiheweg beschreiten, um einen for
cierten Ausbau der Landesberufsschulen vorzuneh
men. 

Anfrage des Abgeordneten Heribert P ö l z l an Herrn 
Landesrat Franz Wegart: Welche Kreditmöglichkeiten hat 
das Land Steiermark für das Jahr 1963 für die steirischen 
Fremdenverkehrsbetriebe vorgesehen? 

Landesrat Wegart: Für 1963 sind aller Voraus
sicht nach vorgesehen: 1. 10 Millionen Schilling für 
die Sonder-Kreditaktion aus dem Fremdenverkehrs
investitionsfonds, mit denen wir Kredite in der 
Höhe von 150.000 S mit einer 10jährigen Laufzeit 
und einer Verzinsung von 4°/o vergeben, 2. die nor
male Aktion mit einer Gesamtsumme von 2'8 Mil
lionen Schilling; hier hoffen wir, daß wir mit 
1. Jänner das Gesetz bereits novelliert haben und 
somit der Betrag von 30.000 S auf 50.000 S erhöht 
wird, ein solcher Antrag wird ja dem Landtag zu
geleitet und 3. geben wir Zinsenzuschüsse für Kre
dite, die bei Bankinstituten aufzunehmen sind, und 
zwar bei einer 5jährigen Laufzeit Zinsenzuschüsse 
für die 5°/o übersteigenden Zinssätze, jedoch nicht 
mehr als 3°/o. Zusammenfassend kann ich sagen, daß 
im Jahre 1963 insgesamt 15 Millionen Schilling an 
Krediten der steirischen Fremdenverkehrswirtschaft 
verbilligt werden zugeführt werden können. 

Präsident: Eine Zusatzfrage? 

Abg. Pölzl: Keine Zusatzfrage. 

Präsident: Wir haben jetzt innerhalb der Frage
stunde alle Fragen und Zusatzfragen behandelt . 
Wir können daher weitergehen. (11.35 Uhr.) 

Ich teile mit, daß die nächste Fragestunde zu Be
ginn der letzten Sitzung der Herbsttagung abgehal
ten werden wird. 

Wir setzen nun unser heutiges Programm ent
sprechend der Ihnen zugegangenen Tagesordnung 
zu dieser Sitzung fort. 

Es liegen folgende Geschäftsstücke auf: 

die Regierungsvorlage zum Antrag der Abgeord
neten Lafer, Prenner, Koller und Berger, zu Einlauf
zahl 63, betreffend Nachbarschaftshilfe durch Land-, 
und Forstwirte mittels Kraftfahrzeuge; 

die Regierungsvorlage zum Antrag der Abgeord
neten Dr. Rainer, Karl Lackner, Krempl und Pabst, 
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zu Einläufzahl 170, betreffend: Übernahme einer auf
gelassenen Bündesstraße in Wörschach als Landes
straße; 

der Antrag der Abgeordneten'Berger, Pölzl, Pren
ner und Koller, Einlaufzahl 186, betreffend die 
Übernahme des Gemeindeweges Reichendorf als 
Landesstraße; 

der Antrag der Abgeordneten Berger, Pölzl, 
Lafer, Prenner und Prirsch, Einlaufzahl 187, betref
fend die Übernahme des Gemeindeweges Gschmaier 
als Landesstraße; 

der Antrag der Abgeordneten Kraus, Ing. Koch, 
Dr. Pittermann und Neumann, Einlaufzahl 188, be
treffend die Übernahme der Stuhleckersträße, der 
Vefbmdühgssffäße" zwischen der Rädlburidesstfaße 
und der Landesstraße Deutschlandsberg—Trahüt-
ten—-Glashütten, als Landesstraße; 

die Regierungsvorlage, Einlaufzahl 189, über die 
Genehmigung zur Bestellung des Baurechtes auf der 
landeseigenen Liegenschaft EZ. 477, KG. Graz, VI., 
Jakomini, Obere Bahnstraße, zugunsten der öster
reichischen Wohnbaugenossenschaft, Gemeinn. reg. 
Genossenschaft m. b. H. in Graz, Leonhardstraße 76, 
auf die Dauer von 45 Jahren; 

der Antrag der Abgeordneten Egger, Dr. Rainer, 
DDr. Stepantschitz und Krempl, Einlaufzahl 190, 
betreffend die Einstufung der Absolventinnen der 
Höheren Berufslehranstalten für Frauenberufe in 
die Entlohnungsgruppe b; 

die Regierungsvorlage, Einlaufzahl 192, über die 
Übernahme der Bahnhofstraße Bad Aussee als Lan
desstraße; 

die Regierungsvorlage, Einlaufzahl 1-93, über die 
Verlängerung der Landesstraße Nr. 134 bis zur 
neuen Trasse der Grazer Bundesstraße Nr. 67 in 
Spielfeld; 

die Regierungsvorlage, Einlaufzahl 194, über die 
kostenlose Überlassung eines Teilgrundstüekes des 
landeseigenen Besitzes EZ. 269, KG. Andritz, im 
Ausmaß von 2450 m2 und der Begründung eines 
Baurechtes auf diesem Teilgrundstück für die öster
reichische Wohnbaugenossenschaft, gemeinn. reg. 
Gen. m. b. H., Graz, Leonhardstraße 76, zur Errich
tung eines Personalwohnhauses für Landesbahnbe-
dienstete; * 

die Regierungsvorlage, Einlaufzahl 195, über die 
Ablösung eines der Gemeinde Weißenbach a. d. 
Enns , in den Steiermärkischen Landesforsten zu
stehenden Holzbezügsrechtes durch Übereignung 
von Grundstücken im Ausmaß von 6600 ffi2-, 

die Regierungsvorlage,/Einlaufzahl 196, über die 
Erhebung der ini politischen Bezirk Graz-Umgebung 
gelegenen Gemeinde Kumberg zum Markt; 

die Regierungsvorlage, Eihlaüfzahl 197, über die 
. Übernähme eines Teilstückes der als Bündesstraße 
aufgelassenen Ortsdurchfahrt Krieglach als Ländes
straße; ,-"'.•;- v 

die* Regierungsvorlage, Beilage Nr. 35, Gesetz 
über die- Einhebung einer Abgäbe zur Forderung 
des. Fremdenverkehrs (Fremdenverkehrsabgäbege-
setz 19B3); ' : " " . . . , / - . 
:;dfecRegieruirgsvörlage, Einlaüfzahl 199, über d&n 

Abverkauf der -landeseigenen Liegenschaft: Keller-
jösl, EZ1 68, KG.. Remsehniggi Arnfels, im'-1: Ausmaß 
von 3^0162 häy ̂ an die ;13hegatteh Franz: Und Älölsia 
Mailand zum'Preise van;8Q.Ö0!Q;S:; / "v""-'ft~~;:--^-'-

die Regierungsvorlage, Einlaufzahl 200, über die 
Bemessung des Ruhegenusses des Pflegers i. R. -
Franz Luksch, unter Zugrundelegung des Gehaltes, 
den dieser bei. einer Überstellung in die Verwen^ 
dungsgruppe C mit Wirksamkeit vom 1. Dezember , 
i960 mit Ende des Jahres, in dem er das 65. Lebens
jahr vollendet, erlangen würde; 

die Regierungsvorlage, Beilage Nr. 36, Gesetz 
über allgemeine Bestimmungen und das Verfahren 
für die "von den Abgabenbehörden des Landes und 
der Gemeinden verwalteten Abgaben (Steiermärki-
sche Lande'sabgabenordnung — LAO); 

die Regierungsvorlage, Einlauf zahl 202, betref
fend den Bericht des Rechnungshofes vom 20. März 
T962 übe rää s Ergebnis: "der^Überprüfung der"Ge^ 
barung der Landeshauptstadt Graz für die Jahre 
1958 und 1959; 

die' Regierungsvorlage, Einlaufzahl 203, betref
fend den Bericht des Rechnungshofes vom 12. März 
1962 über das Ergebnis der Überprüfung der Ge
barung der Stadtgemeinde Leoben für die Jahre 
1958 und 1959; 

die Regierungsvorlage, Beilage Nr. 37, Gesetz 
über die Verlängerung der vorläufigen Regelung 
allgemeiner Bestimmungen und des Verfahrens für 
die von Landes- und Gemeindebehörden verwalte
ten Abgaben; 

die Regierungsvorlage, Einlagezahl 206, betref
fend die Genehmigung zur Einräumung des Bau
rechtes auf dem landeseigenen Grundstück, Parzelle 
350/22, EZ. 2113, KG. Fürstenfeld, an die österrei
chische Wohnbaugenossenschaft, Gemeinnützige 
reg. G. m. b. H., Graz, Leonhardstraße 76, auf 
die Dauer von 80 Jahren, zwecks Errichtung eines 
Zubaues zum Landesschülerheim Fürstenfeld. 

Eingelangt ist ferner ein Schreiben des Bezirks
gerichtes Wels vom 10. Oktober 19ß2, betreffend 
Auslieferung des Abgeordneten Josef- Stöffler zur 
Strafverfolgung wegen des Verdachtes der Gefähr
dung der körperlichen Sicherheit gemäß § 431 StG. 
(Verkehrsunfall), Einlauf zahl 204. 

Ich weise zu: 

die Anträge, Einlaufzahlen 186, 187, 188, 190 der 
Landesregierung; 

die Regierungsvorlagen, zu Einlaufzahl 170, Eih-
laufzahlen 192, 193 und 197, dem Verkehrs- und 
volkswirtschaftlichen Ausschuß. 

Diese 4 Regierungsvorlagen weise ich auch gleich
zeitig dem Finanzausschuß zu, von dem sie nach 
der "Behandlung im Verkehrs- und volkswirtschaft
lichen Ausschuß beraten werden. 

Dem Finanzausschuß weise ich noch weiters zu; 

die Regierungsvorlagen, Einlaüf zählen 189, 194, 
195, 199, 206 und die Beilagen Nr. 35,^36: und 37; 

die Regierungsvorlagen, Eihlaüfzählen 196, 202, 
203 und 204, dem Gemeinde- und Verfassungsaus
schuß; .'. . / ••,. ; 

die Regierungsvorlage, zu Einlaufzahl 63, dem 
Landeskultüräusschuß.; 

Ichnehme- die- Zustimmung zu diesen ^Zuweisun
gen an, wenn kein Einwand erhohen wird.; 1, a u / . 

Es wird kein Einwand vorgebracht; / , ; ; ; ;̂  
.- In'-•'. der•;. Sitzung^des Hohen Hauses am 13/: Juni 
:f963^hal>effi-dw^ 

M^^§Sß^gi$%m!^£m 



iö. Sitzung des 3teierm. Landtages, V. Periode. — 18. Oktober i96i 38$ 

Krempl und Koller an den Herrn Landesrat Seba
stian eine schriftliche Anfrage, betreffend die Schaf
fung von Internatsplätzen für die Kinder-Kranken
pflegeschule des Landes in Graz, gerichtet. 

Herr Landesrat Sebastian hat diese Anfrage 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wurde der 
Frau Abg. Egger als Erstunterfertigter übermittelt. 

Eingebracht wurden folgende Anträge und An
fragen: 

Antrag des Abg. Leitner, betreffend Schritte bei 
der Bundesregierung zur Schaffung eines Woh
nungsanforderungsgesetzes. Dieser Antrag hat nicht 
die erforderliche Unterstützung. Ich stelle daher 
die Unterstützungsanfrage und ersuche die Abge
ordneten, die diesen Antrag unterstützen, zur Un
terstützung eine Hand zu erheben. 

Der Antrag hat die erforderliche Unterstützung 
nicht gefunden. 

Eingebracht wurde ferner eine Anfrage des Herrn 
Abg. Leitner an den Herrn Landesrat Sebastian, be
treffend die Sicherung der Aufnahme von Schwer
kranken mit Dringlichkeitsbescheinigung in die 
Landeskrankenhäuser. Diese Anfrage hat ebenfalls 
nicht die erforderliche Unterstützung. Ich ersuche 
daher die Abgeordneten, die diese Anfrage unter
stützen, zur Unterstützung eine Hand zu erheben. 

Die Anfrage hat die erforderliche Unterstützung 
nicht gefunden. 

Weiters Wurde eingebracht eine dringliche An
frage der Abg. Krempl, Karl Lackner, Papst, DDr. 
Stepantschitz, Gottfried Brandl, Kraus, Pölzl Heri
bert, betreffend die Ablösung eines Gebäudes der 
Konsumgenossenschaft Eisenerz durch die Stadtge
meinde Eisenerz, an den Herrn Ersten Landeshaupt
mannstellvertreter Matzner. Diese dringliche An
frage hat die erforderliche Unterstützung. 

Weiters wurde eingebracht eine dringliche An
frage der Abgeordneten Papst, Stöffler, Krempl, 
Gottfried Brandl, Ing. Koch, Prenner, Lafer und 
Neumann, betreffend den Schulhausbau in Langen-
wang im Bezirk Mürzzuschlag, an den Herrn Ersten 
Landeshauptmannstellvertreter Matzner. Diese 
dringliche Anfrage hat die erforderliche Unterstüt
zung. 

Weiters wurde eingebracht eine dringliche An
frage des Herrn Abg. Leitner an den Herrn Landes
rat Josef Gruber, betreffend die Einbringung einer 
Novelle zum Blindenbeihilfengesetz zur Erhöhung 
der Blindenbeihilfe. Diese Anfrage hat nicht die er
forderliche Unterstützung. 

Ich ersuche daher die Abgeordneten, die diese 
dringliche Anfrage unterstützen, eine Hand zu er
heben. 

Diese dringliche Anfrage hat die erforderliche 
Unterstützung nicht gefunden. 

Wir kommen nun zur Erledigung der Anfrage der 
Herren Abgeordneten Krempl, Karl Lackner usw., 
betreffend Ablösung eines Gebäudes der Konsum
genossenschaft Eisenerz durch die Stadtgemeinde 
Eisenerz, an den Herrn Ersten Landeshauptmann
stellvertreter Fritz Matzrier. 

Ich erteile dem Herrn Abg. K r e m p l das Wort 
zur Begründung dieser dringlichen Anfrage. 

Abg. Krempl: Hohes Haus, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Di« Angelegenheit, mit der 
sich die dringliche Anfrage beschäftigt, wird in 
Eisenerz sehr viel diskutiert. Was aber ganz be
sondere Erregung in Eisenerz hervorgerufen, hat, 
ist der Umstand, daß die Stadtgemeinde Eisenerz, 
obwohl sie mit 12 Millionen Schilling verschuldet 
ist, der Konsumgenossenschaft mit 366.550 S einen 
Gebäudeteil abgelöst hat und zusätzlich noch einen 
Kostenbeitrag für den Abbruch dieses Gebäudetei
les in der Höhe von 34.450 S bezahlt hat, also ins
gesamt eine Summe von 400.000 S. Die Stadtge
meinde Eisenerz, die Mehrheit dieser Stadtgemeinde 
Eisenerz im Gemeinderat, begründet dieses Vor
gehen damit, daß sowohl der Konsum als auch die 
Stadtgemeinde je zur Hälfte an der Abtragung die
ses alten Gebäudes interessiert seien, Dies stimmt 

• deswegen nicht, weil der Neubau des Konsumge
bäudes schon längst von der Genossenschaft be
schlossen war und erst viel später stand das Straßen
projekt im Gemeinderat zur Debatte. Wir sind daher 
der Ansicht, daß hier öffentliche Mittel nicht wirt
schaftlich und sparsam verwaltet werden. 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Ersten Landes
hauptmannstellvertreter Fritz M a t z n e r das Wort 
zur Beantwortung. 

Landeshauptmannstellv. Fritz Matzner: Ich will 
nicht viel Worte gebrauchen, nur sagen, daß ich 
den Auftrag gegeben habe, und zwar dem Landes-
bauamt, zu prüfen, ob der Preis angemessen ist. 
Leider habe ich vom Landesbauamt bis jetzt noch 
keine Antwort bekommen, weil man sich dort auf 
die Urlaube beruft usw. Ich hoffe, daß in den näch
sten Tagen das Gutachten des Landesbauamtes da 
sein wird und ich werde das dem Herrn Abg. Krempl 
dann schriftlich mitteilen. (Abg. K r e m p l : „Das 
ist sehr billig.") Ich bin nicht der Chef des Landes
bauamtes. (Einige unverständliche Zwischenrufe.) 

Präsident: Wir kommen zur dringlichen Anfrage 
der Abg. Papst, Stöffler usw., betreffend Schul
hausbau in Langenwang an den Herrn Ersten Lan
deshauptmannstellvertreter Fritz Matzner und Ich 
erteile dem Herrn Abg. P a p s t das Wort. 

Abg. Papst: Hohes Haus, werte Damen und Her
ren! In der Gemeinde Langenwang hat 6 Jahre hin
durch ein Schulhaus-Zubau und -Umbau stattge
funden, und zwar mit einem Aufwand von 4K Mil
lionen Schilling. Für diesen Umbau hat der Ge
meinderat von Langenwang eine Bauaufsicht im 
Gemeinderat einstimmig berufen. Es ist unerklär
lich, daß dieser einstimmige Gemeinderatsbeschluß 
von Langenwang in Graz, und zwar vom Herrn 
Landeshauptmannstellvertreter Matzner abgelehnt 
wurde und eine andere Bauaufsicht bestellt wurde. 
Dafür hat diese Bauaufsicht 220.000 S erhalten. Tat
sache ist aber nun, daß jetzt, wo dieses Schulhaus 
ein Jahr fertig ist, der zweite Stock bereits gesperrt 
werden mußte, aus dem Grund, weil die statischen 
Berechnungen ergeben haben, daß die Decke zu 
starke Schwingungen hat — bis zu 12 cm —, daß 
also aus diesem Grund dieser zweite Stock über
haupt .nicht zu benutzen ist, daß weiters nur bei 
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den Fußböden allein ein Schaden von 80.000 S ent
standen ist und es ergibt sich nun die sehr große 
Besorgnis der Bevölkerung von Langehwang, Wie 
und wann und mit welchen Mitteln diese Bauschä
den behoben Werden. Die Eltern von Langenwang 
sind in größter Sorge wegen ihrer Kinder, wenn sta
tische Berechnungen feststellen, daß das ganze Bau
werk nicht entsprechend gebaut wurde. (Abg. Doktor 
P i t t e r m a n n : „Das muß ein feiner Architekt ge
wesen sein!") 

Präsident Zur Beantwortung „dieser Anfrage er
teile ich dem Herrn Ersten Landeshauptmannstell-
veftreter Fritz M a t z ii e r das Wort. 

Landeshauptmahnstellv. Fritz Matzaer: Der Zubau 
für die Schule in-Langenwang wurde von der Ge
meinde dem Architekten Dipl. Ing. Taurer über
tragen. (Zwischenruf: Ing. K o c h.) Nein. Sie haben 
doch früher nur von der Bauaufsicht geredet. Ich 
habe aber gesagt, die Durchführung des Baues 
wurde dem Architekten Taurer übertragen. Na also. 
Bitte, wenn auch Fragestunde, nicht so nervös sein. 
(Zwischenrufe: „Wir sind nicht nervös.") Der Bau, 
die Ausführung des Baues wurde dem Dipl. Ing. 
Taurer übertragen. Die Herren wissen, daß dann in 
der Regel auch der gleiche Architekt die Aufsicht 
übernimmt. Das macht man im Vertrag in der Regel 
so, und so wurde das dann durchgeführt. 

Nun wurde vor ganz kurzer Zeit festgestellt, daß 
der Fußboden schlecht ist, den eine steirische Firma 
gelegt hat mit einem noch nicht ganz erprobten 
Material. Und bei diesen Prüfungen hat man fest
gestellt, daß auch die Decke etwas durchhängt. (Abg. 
Dr. P i t t e r m a n n : „Viel nicht, nur ein bißchen.") 
So wurde mir vom Bezirkshauptmann berichtet und 
ich habe sofort wieder denselben Architekten Dipl. 
Ing. Taurer beauftragt, hinaufzufahren, festzustel
len und zu berichten. Es ist auch von unserem Bau
bezirksamt ein Ingenieur dabei gewesen. Die Herren 
haben geprüft, daß wirklich die Arbeit der steiri-
schen Firma für den Fußbodenbelag schlecht ist und 
sie alles wegreißen muß auf ihre Kosten. Wieder 
eine übertriebene Sorge, wer das zahlen wird. Also 
die Firma selbst wird den Fußboden in Ordnung 
bringen.. 

Da also wegen der durchhängenden Decke Mei
nungsverschiedenheiten sind unter den Sachver
ständigen —• bekanntlich ist das immer so: soviel 
Gutachten, soviel Verschiedene Meinungen — hat 
man sich in Brück bei der Bezirkshauptmannschaft 
geeinigt, daß die Fußbodenfirma aufreißt, dann 
kommen noch zwei Tram hinein in die Decke, und 

weiters kommt von der Firma, die den schlechten 
Fußboden gemacht hat, eine Parkettdecke darauf 
und die, Sache ist wiederum in Ordnung. Sollten 
irgendwelche verhältnismäßig geringe Spesen, noch 
entstehen, ich glaube, der Gemeinde Langenwang 
sind auch heuer wieder von mir mit Rücksicht auf 
den Schulhausbau und die damit verbundenen La
sten große Bedarfszuweisungen gegeben worden, 
sie kann das mitnehmen. Die Auffegung in Mürz-
zuschlag scheint mir ein wenig übertrieben. (Abg. 
Dr. P i t t e r m a n n : „Sagen Sie, Herr Landes
hauptmann, wie kommen Sie dazu, einen einstim
migen Gemeinderatsbeschluß abzulehnen bzw. auf
zuheben? Und einen anderen Architekten zu be-
stummen?") -(Einige Sätze unverständlich.) Das stelle 
ich ja fest in meiner Beantwortung. (Unverständ
liche Zwischenrufe.) Das ist ja alles unrichtig. (Abg. 
K o l l e r : „Nein, das ist die Anfrage!") Wenn Sie 
nicht zufrieden sind mit meiner Antwort, dann re
den Sie, soviel Sie wollen, aber bitte ohne Auf
regung, das ist viel gescheiter. (Unverständliche 
Zwischenrufe.) Wenn behauptet wurde, daß das 
mit einem großen Geldaufwand verbunden wäre, 
ist dies glücklicherweise nicht richtig. Das wird die 
Gemeinde nicht treffen und, wenn was Besonderes 
wäre, findet die Gemeinde schon den Weg zu mir. 
Sie können also beruhigt sein. (Abg. P a p s t : „Die 
Eltern sind aber nicht beruhigt, Herr Landeshaupt
mannstellvertreter!") Sie können auch der Bevöl
kerung von Mürzzuschlag sagen; daß der Schaden 
in raschester Zeit behoben sein wird und lange 
nicht das ausmachen wird, was man befürchtet hat. 

Präsident: Damit ist die heutige Tagesordnung 
erledigt. 

Die nächste Landtagssitzung findet heute um 
15 Uhr statt. Auf die Tagesordnung dieser Sitzung 
kommen die heute zugewiesenen Geschäftsstücke 
Einlaufzahlen 189, 195, Beilage 35, Eilaufzahl 199, 
Beilage 37, Einlauf zahl 206, und Einlaufzahl 204. 

Der Gemeinde- und Verfassungsausschuß tritt 
um 14 Uhr zur Behandlung des Schreibens des Be
zirksgerichtes Wels,, betreffend die . Auslieferung 
des Abg. Stöffler, Einlaufzahl 204, zusammen. 

Der Finanzausschuß tritt um 14.10 Uhr zur Be
handlung der Geschäftsstücke Einlaufzahlen 189, 
195, Beilage 35̂  Einlaufzahl 199, Beilage 37, und 
Einlaufzahl 206 zusammen. . 

Die Sitzung> ist geschlossen. 

Ende der Sitzung 12.Uhr.. 

Steietm.tiaBdesdrüdterel, Gtaz. —4865-62 
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